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Gemeinsame Stellungnahme von DGB und BDA 

Sozialpartner: Gemeinsam für bessere Bildungschancen 

Vor dem morgigen Bildungsgipfel der Bundesregierung fordern der Deutsche 
Gewerkschaftsbund und die Bundesvereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände deutlich 
höhere Investitionen im Bildungsbereich. In einer gemeinsamen Stellungnahme fordern sie 
zudem eine gemeinsame Strategie entlang der gesamten Bildungskette unter Einbindung der 
Sozialpartner. 

Die Stellungnahme im Wortlaut: 

Gemeinsame Stellungnahme zum "Bildungsgipfel" der Bundesregierung am 14. März 
2023 

Wir rufen Bund, Länder und Kommunen anlässlich des Bildungsgipfels 2023 auf, sich 
gemeinsam mehr Chancengleichheit und bessere Bildungsqualität als Ziele zu setzen und 
diese mit konkreten und verbindlichen Maßnahmen und Meilensteinen zu unterlegen. Dafür 
ist es notwendig, die Investitionen für Bildung insgesamt deutlich zu erhöhen. Es braucht eine 
gemeinsame Strategie entlang der gesamten Bildungskette unter Einbindung der 
Sozialpartner. 

Es darf uns alle nicht ruhen lassen, dass noch immer zu viele junge Menschen die Schule 
ohne Abschluss verlassen und über 20 Prozent der Schülerinnen und Schüler nicht die 
notwendige Grundbildung erhalten, um in ein beruflich erfüllendes und selbstbestimmtes 
Leben mit gesellschaftlicher Teilhabe zu starten. Der Handlungsbedarf ist enorm: Empirische 
Studien belegen für Deutschland durchweg einen Mangel an Bildungsgerechtigkeit und 
Bildungsqualität, der durch den massiven Lehr- und Fachkräftemangel noch zunehmen wird. 

Das Auseinanderklaffen zwischen den Chancen von begünstigten und benachteiligten 
Kindern und Jugendlichen hat sich weiter verfestigt. Von der „Bildungsrepublik 
Deutschland“, die bereits 2008 von der Bundeskanzlerin und den Ländern ausgerufen worden 
ist, sind wir 15 Jahre später immer noch meilenweit entfernt. 

Wir fordern: 

1. Bund, Länder und Kommunen müssen den Handlungsbedarf ernst nehmen und sich 
gemeinsam auf eine wirksame Strategie verständigen. Ziel muss sein, die Zahl der 
Schülerinnen und Schüler, die unter den schulischen Mindeststandards bleiben, 
erheblich zu reduzieren. Gleiches gilt für die Zahl junger Menschen ohne 
Schulabschluss. Wir erwarten ein deutliches Commitment aller Ebenen mit Blick auf 
dieses Ziel. 

2. Die Bedeutung der frühkindlichen Bildung ist unbestritten. Umso wichtiger ist es, dass 
sich Bund und Länder spätestens in einem „Qualitätsentwicklungsgesetz“ ab 2025 auf 
bundesweit verbindliche Standards zur Qualitätssicherung verständigen und den 
Ausbau der Betreuungsplätze weiter voranbringen. Flankierend muss die 
„Gesamtstrategie Fachkräfte in Erziehungsberufen“ des Bundes konkrete Maßnahmen 
zur Gewinnung, Sicherung und Nachqualifizierung von Fachkräften enthalten. 



3. Der wachsende Mangel an pädagogischen Fachkräften fordert das Bildungssystem 
massiv heraus. Der Ausbau der frühkindlichen Bildung, die Unterrichtsversorgung und 
die Qualität der formalen und nonformalen Bildungsangebote hängen wesentlich 
davon ab, ob es gelingt, diesen Fachkräftemangel zu bewältigen. Es braucht dringend 
eine gemeinsame Strategie von Bund und Ländern, wie dieser kurz,- mittel- und 
langfristig behoben werden soll. Ein Wettlauf zwischen den Bundesländern, 
Lehrkräfte und Personal in der frühkindlichen Bildung abzuwerben, führt nicht weiter. 

4. Der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder ist ein wichtiger 
Schritt zur individuellen Förderung und für mehr Bildungs- und 
Entwicklungschancen. Damit der Ganztag für Eltern und Kinder attraktiv und fördernd 
ist, muss der Ausbau mit einer Qualitätsoffensive verbunden werden – es braucht 
verlässliche Qualitätsstandards sowie gute Rahmenbedingungen für die Fachkräfte im 
Ganztag. 

5. Das Startchancen-Programm der Bundesregierung für 4.000 Schulen mit einem hohen 
Anteil sozial benachteiligter Schülerinnen und Schüler muss Teil der Strategie von 
Bund und Ländern sein. Die Mittel müssen genau da ankommen, wo sie gebraucht 
werden. Dies ist auch im wohl verstandenen Interesse aller Bundesländer. Die 
Auswahl und Finanzierung der Schulen sollte nach Sozialindizes vorgenommen 
werden. Eine wichtige Gelingensbedingung ist, dass das Programm insgesamt mit 
ausreichend finanziellen Ressourcen hinterlegt ist, damit vor Ort positive Effekte 
erwirkt werden können. 

6. Beim Digitalpakt 2.0 dürfen die Fehler des aktuellen DigitalPakt Schule nicht 
wiederholt werden: Die Mittel müssen unbürokratisch und schnell zu den Schulen 
kommen, um das Lehren und Lernen wirksam zu unterstützen. 

7. Wer die Schule ohne Abschluss verlässt, holt den Schulabschluss oft an der 
Berufsschule nach. Der Lehrkräftemangel ist auch im Berufsschulbereich eklatant. Die 
Bedeutung der beruflichen Bildung wird oft verkannt. In diesem Kontext, aber auch 
als Partner der Betriebe in der dualen Ausbildung brauchen die Beruflichen Schulen 
eine gute Ausstattung mit sächlichen Ressourcen (z.B. in der Digitalisierung) sowie im 
Personalbereich. Bund und Länder müssen dringend den Pakt für Berufliche Schulen 
starten und in Ausbildungskonzepte, Gebäude, Ausstattung und Lehrkräfte investieren. 

8. Bestehende und künftige gemeinsame Bildungsstandards müssen endlich 
Vergleichbarkeit und Mobilität zwischen den Bundesländern schaffen. Beschäftigte 
sollen mit ihrer Familie innerhalb Deutschlands ohne Probleme beim Schulwechsel 
mobil sein können. 

9. Die Bildungspolitik muss auf allen Ebenen mit einer klaren Zielorientierung, mit 
Evidenzbasierung und begleitenden Evaluationen von Maßnahmen ansetzen und 
vorgehen. Strategien müssen über Legislaturperioden hinweg konzipiert sein und 
umgesetzt werden. Jedes von der Politik festgelegte Ziel muss verbindlich mit den 
benötigten Ressourcen hinterlegt werden. 

 


